
  

 S. 3 

Meldepflicht 

gemäß § 8 Kirchengesetz zum Schutz vor sexualisierter Gewalt (KGSsG) 

unter Berücksichtigung von § 203 Strafgesetzbuch (StGB) 

In § 203 StGB (Verletzung von Privatgeheimnissen) sind verschiedene 

Berufsgruppen als „Berufsgeheimnisträger“ genannt. Mitarbeitende, die einer dieser 

Berufsgruppen (z.B. Sozialarbeiter*innen mit staatlicher Anerkennung, Menschen in 

Heilberufen, Rechtsanwält*innen…) angehören, müssen diesen Paragrafen im 

Hinblick auf die Meldepflicht gemäß § 8 KGSsG bedenken und dürfen ein ihnen 

anvertrautes oder bekanntgewordenes „Geheimnis“ nicht ohne Weiteres an andere 

weitergeben. 

Um der Meldepflicht nachkommen zu können, benötigen „Berufsgeheimnisträger“ 

unter Umständen eine Schweigepflichtentbindungserklärung der betroffenen 

Person(en) oder (bei Kindern in der Regel bis einschließlich 13 Jahren) von deren 

Personensorgeberechtigten, die von deren Seite aus freiwillig erteilt wird. Eine 

Vorlage einer entsprechenden schriftlichen Erklärung ist in den Fachstellen des 

Kirchenkreises Paderborn und der Evangelischen Kirche von Westfalen (EKvW) 

erhältlich. 

Ob der Inhalt einer Mitteilung oder eine Beobachtung als Geheimnis eingestuft 

werden muss und dementsprechend § 203 StGB zu berücksichtigen ist, kann nur im 

Einzelfall entscheiden werden. 

Um zu klären, ob § 203 StGB in einer konkreten Situation berücksichtigt werden 

muss und wie die Meldepflicht umgesetzt werden kann, können Mitarbeitende das 

anonyme Beratungsrecht (§ 8 KGSsG) nutzen und den Sachverhalt (ohne Nennung 

von Namen, Ort etc.) mit den Fachkräften in der Meldestelle der EKvW besprechen. 

Grundsätzlich gilt: „Berufsgeheimnisträger“, die Mitarbeitende der EKvW sind, 

unterliegen der Meldepflicht gemäß § 8 KGSsG. Sie müssen in der Umsetzung aber 

§ 203 StGB beachten, der ein Ausüben der Meldepflicht unter Umständen unmöglich 

macht, weil staatliches Recht dem Kirchenrecht übergeordnet ist. Dieses staatliche 

Recht muss geachtet werden, um straffrei zu bleiben. 


